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Drucksache 1039 


Der Bundesminister 

für wirtschaftlichen Besitz Bad Godesberg, den 23. April 1959 

des Bundes 

II B 1 F 7327 — 53/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung des Bundestages gemäß § 47 der Reichs- 
haushaltsordnung zur Veräußerung einer Beteiligung an 
der Deutsche Wochenschau GmbH, Hamburg 

Das Stammkapital der Deutsche Wochenschau GmbH im Nenn- 
wert von 20 000 DM gehört in vollem Umfange dem Bund. Es 
ist beabsichtigt, 74 v. H. des Stammkapitals der Gesellschaft 
zu veräußern, und zwar 48 v. H. an die Universum Film AG, 
Berlin, und je 13v. H. an die Deutsche Bank AG und die 
Dresdner Bank AG. Eine Sperrminderheit von 26 v. H. wird 
auch weiterhin im Besitz des Bundes verbleiben. 

Wegen der Einzelheiten, insbesondere wegen der Verkaufs- 
bedingungen, darf ich auf die beiliegende Aufzeichnung (An- 
lage 1) Bezug nehmen. 

Eine Abschrift der letzten festgestellten Bilanz des Unterneh- 
mens zum 31. März 1958 füge ich bei (Anlage 2). 

Ich darf bitten, die Zustimmung des Bundestages zu der vor- 
gesehenen Veräußerung von Geschäftsanteilen der Deutsche 
Wochenschau GmbH herbeizuführen. 


Dr. Lindrath 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bona 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Aufzeichnung 

B e t r . : Veräußerung einer Beteiligung an der Deutsche Wochenschau GmbH, Hamburg (DW) 


1. Die DW ist im Jahre 1949 unter der Firma „Neue j 
Deutsche Wochenschau GmbH" gegründet wor- 
den. Der Bund hat sämtliche Geschäftsanteile der 
Gesellschaft alsbald nach der Gründung über- 
nommen und die Gesellschaft in ihrer Anlaufs- 
zeit mit erheblichen Mitteln, die teils als Dar- | 
lehen, teils als verlorene Zuschüsse zur Abdek- 
kung von Verlusten gegeben wurden, unter- , 
stützt. Gegenstand des Unternehmens ist die ! 
Herstellung von Filmen, insbesondere von Wo- ! 
chenscbauen. Die Gesellschaft stellt gegenwärtig | 
zwei Wochenschauen, die „Neue Deutsche Wo- j 
chenschau" und die „Ufa-Wochenschau" her. , 
Daneben betreibt die Gesellschaft die Herstel- 
lung von Dokumentarfilmen. Der Vertrieb der : 
beiden Wochenschauen der Gesellschaft liegt in j 
den Händen der Verleihgesellschaften der Uni- , 
versum Film AG (Ufa) und der Bavaria Film- ^ 
kunst AG (Bavaria), welche beide aus der Ent- ' 
flechtung des ehemaligen reichseigenen Film- ! 
Vermögens hervorgegangen sind. Der DW ist ] 
satzungsgemäß ein Beirat beigeordnet, der sich ; 
aus Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens zu- , 
sammensetzt und der die Aufgabe eines redak- 
tionellen Beratungsorganes hat. 

2. Die Ufa zeigte alsbald nach ihrer Privatisierung j 
ein Interesse am Wochenschaugeschäft und an ' 
einer Verbindung mit der DW. Zunächst wurde i 
diese Verbindung durch einen Vertriebsvertrag ; 
zwischen der DW und der Ufa geschaffen, der | 
sich auf die Geschäftsentwicklung der DW durch- ; 
aus günstig auswirkte. Die Ufa trat jedoch Ende i 
1956 erneut an den Bund heran mit dem Wunsch, ; 
die DW zumindest teilweise vom Bund zu 1 
erwerben. In den Verhandlungen brachte sie j 
zum Ausdruck, daß sie im Rahmen ihres alle 
Sparten der Filmwirtschaft (Produktion, Verleih - 
und Theater) umfassenden Unternehmens auch ' 
auf die Wochenschauproduktion Wert legen ; 
müsse. Sie zeigte sich dabei durchaus daran 
interessiert, auf diesem Gebiet mit dem Bund ; 
zusammenzuarbeiten, ließ aber andererseits 
erkennen, daß sie sich in der Lage fühle und j 
gegebenenfalls auth entschlossen sei, eine , 
eigene Wochenschauproduktion — im Wett- 
bewerb zur DW — im Rahmen ihres Unterneh- ' 
mens aufzubauen. Auch die Bavaria zeigte ein 
grundsätzliches Interesse an einer Beteiligung i 
der DW. 

3. Die in der Folgezeit geführten langwierigen , 
Verkaufsverhandlungen, bei denen zunächst die | 
Veräußerung einer Beteiligung an der DW an ! 
die Ufa und an die Bavaria gedacht war, haben | 
nunmehr vorbehaltlich der Zustimmung der ge- i 
setzgebenden Körperschaften zu einer Einigung 
geführt, deren Einzelheiten wie folgt dargestellt 
werden dürfen: 


a) Käufer sind die Ufa (48 v. H.), die Deutsche 
Bank (13 v. H.) und die Dresdner Bank 
(13 V. H.). Der Bund behält damit eine Betei- 
ligung von 26 V. H. Von einer Beteiligung 
der Bavaria wurde zunächst abgesehen; 
jedoch sind für einen späteren Zeitpunkt Ver- 
handlungen über eine solche Beteiligung Vor- 
behalten worden. 

b) Hinsichtlich des Kaufpreises ist folgende 
Regelung vorgesehen; 

Vorab erhält der Bund aus dem Vermögen 
der DW einen Betrag von insgesamt 
1,8 Mio DM, und zwar in Form von Gewinn- 
ausschüttungen für das Geschäftsjahr 1957/58 
in Höhe von 400 000 DM (zusätzlich zu 
einer bereits im Jahre 1958 vorgenommenen 
Gewinnausschüttung von 500 000 DM), und 
für das Geschäftsjahr 1958/59 in Höhe von 
900 000 DM, sowie eine einmalige und ab- 
schließende Rückzahlung von 500 000 DM auf 
die früher gewährten verlorenen Zuschüsse 
des Bundes. Die Gewinnausschüttungen 
für die beiden genannten Geschäftsjahre 
unterliegen einer Kapitalertragsteuer von 
25 V. H. 

Der Kaufpreis für die veräußerten Ge- 
schäftsanteile selbst, der sich also auf die 
um die vorgenannten Ausschüttungen von 
insgesamt 1,8 Mio DM an den Bund vermin- 
derte Vermögenssubstanz der DW zum Stich- 
tag vom 1. April 1959 bezieht, errechnet sich 
auf Grundlage eines Gesamtwertes des Unter- 
nehmens von 1,75 Mio DM. Er beträgt somit 
für die Ufa (48 v. H.) 840 000 DM und für 
die beiden Banken (je 13 v. H.) je 227 500 DM, 
für alle Käufer zusammen also 1,295 Mio DM. 
Bei dieser Bewertung würde der dem Bund 
verbleibende Anteil von 26 v. H. mit 
455 000 DM anzusetzen sein. 

c) Die Veräußerung von Geschäftsanteilen un- 
terliegt in Zukunft der Zustimmung aller 
Gesellschafter. Der Ufa soll für den Fall, daß 
der Bund seine Restbeteiligung ebenfalls 
veräußern will, ein Vorkaufsrecht eingeräumt 
werden. 

d) Dem fünfköpfigen Aufsichtsrat sollen je zwei 
Vertreter des Bundes und der Ufa und ein 
gemeinsamer Vertreter der beiden Banken 
angehören. Der Vorsitz und der stellvertre- 
tende Vorsitz im Aufsichtsrat soll von den 
Vertretern der Ufa übernommen werden, 
über die Besetzung der Geschäftsleitung und 
der redaktionellen Leitung der DW soll Ein- 
vernehmen zwischen den Gesellschaftern her- 
gestellt werden. 
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e) Die Einrichtung des Beirates der DW soll | 
auch in Zukunft hinsichtlich seiner Aufgaben- ; 
Stellung und seiner grundsätzlichen Zusam- ; 
Setzung erhalten bleiben. Veränderungen im : 
Beirat sollen jeweils entsprechend den Wün- j 
sehen des Bundes vorgenommen werden. i 

4. Die Gründe für die Teilprivatisierung der DW 
sind sowohl wirtschaftlicher als auch politischer 
Natur. Das öffentliche Interesse, das der Bund 
bisher an der DW genommen hat und aus dem 
heraus er sich in der Anlaufzeit zu einer erheb- 
lichen finanziellen Förderung des Unternehmens ! 
entschlossen hatte, gründete sich ursprünglich 
auf der Überlegung, daß das wirkungsvolle In- 
formationsmittel „Wochenschau" nicht, wie es 
zunächst nach 1945 der Fall war, ausschließlich 
solchen Unternehmen überlassen werden konnte, 
die unter dem Einfluß des Auslandes und der 
damaligen Besatzungsmächte standen. Da auch 
noch im Jahre 1950 und in den Folgejahren die 
private deutsche Filmwirtschaft infolge des all- 
gemeinen Zusammenbruchs und der auf dem 
Gebiet des Films besonders einschneidenden 
Maßnahmen der Besatzungsmächte nicht in der 
Lage war, eine deutsche Wochenschau zu schaf- 
fen, mußte sich der Bund dieser Aufgabe mehr 
oder weniger zwangsläufig unterziehen. Da 
jedoch nunmehr nicht zuletzt auf Grund der i 
Maßnahmen, die der Bund nach dem Gesetz zur | 
Abv/icklung und Entflechtung des ehemaligen ' 
reichseigenen Filmvermögens vom 5. Juni 1953 j 
mit dem Ziele der Schaffung einer leistungs- | 
fähigen privaten deutschen Filmwirtschaft ge- 
troffen hat, die privatisierte Ufa in der Lage und 
bereit ist, diese Aufgaben in Zusammenarbeit 
mit dem Bund zu übernehmen, besteht heute 
kein wichtiges Interesse des Bundes im Sinne 
der haushaltsrechtlichen Bestimmungen (§ 60 
RWB) für ein voll dem Bund gehörendes Wo- 
chenschauunternehmen mehr. 

Ferner wird zu berücksichtigen sein, daß die 
in den letzten Jahren gute Rentabilität der DW 
wie auch ihre publizistische Breitenwirkung, die 
letzten Endes den Wert der Wochenschau 
als Informationsmittel bestimmt, auf der gegen- 
wärtigen Marktsituation beruht. 

Sollte die bisherige Zusammenarbeit zwischen 
DW und Ufa auf dem Gebiet der Wochenschau 
nicht in der nunmehr vorgesehenen Form fort- 
gesetzt werden können, so muß ernsthaft damit 
gerechnet werden, daß die Ufa mit einer eigenen 
Wochenschauproduktion am Markt erscheint 
und die DW vielleicht sogar entscheidende Ein- 
bußen nicht nur in ihrer Rentabilität, sondern 
auch in ihrem Wert als Informationsmittel in 


Kauf nehmen müßte. Insoweit muß die vorge- 
sehene Beteiligung der Ufa als eine Konsolidie- 
rung der DW in ihren geschäftlichen Grundlagen 
angesehen werden. 

5. Bei den Verhandlungen über den Kaufpreis und 
die damit im Zusammenhang stehenden Vorab- 
ausschüttungen an den Bund ging die Ufa davon 
aus, daß sie im Rahmen ihres Unternehmens 
eine eigene Wochenschauproduktion mit einem 
finanziellen Aufwand von etwa 1 V 4 Mio DM 
aufbauen und sie daher kaufmännisch auch nur 
einen Preis für die Geschäftsanteile vertreten 
könne, der in etwa diesem Aufwand entspricht. 
Die Deutsche Revisions- und Treuhand- Aktien- 
gesellschaft (Treuarbeit) hat in einer gutacht- 
lichen Äußerung den Wert des Unternehmens 
mit 4 U 2 Mio DM bis 5 Mio DM beziffert, aller- 
dings unter der Voraussetzung, daß der Verleih- 
vertrag mit der Ufa in der bisherigen Form fort- 
geführt werden kann. Sie hält es jedoch für 
zweifelhaft, ob im Falle der Aufnahme einer 
eigenen Wochenschauproduktion durch die Ufa 
die DW in Zukunft noch in der Lage sein werde, 
rentabel zu arbeiten. Unter den gegebenen Um- 
ständen ist sie der Ansicht, daß die vorgesehe- 
nen Verkaufsbedingungen hinsichtlich des Kauf- 
preises im Rahmen vertretbarer kaufmännischer 
Überlegungen liegen. 

6. Durch die oben dargelegten Verkaufsbedingungen 
ist im übrigen der Einfluß des Bundes entspre- 
chend der ihm verbleibenden Beteiligung auch in 
Anbetracht des politischen Interesses, das er vor 
allem an der Verhinderung eines Mißbrauchs 
der DW in politischer oder wirtschaftlicher Ilin- 
sicht auch weiterhin nehmen sollte, hinreichend 
gesichert. Dies gilt vor allem hinsichtlich der 
Beibehaltung des Beirates der DW, dem auch 
eine Reihe von Mitgliedern des Bundestages 
angehören, und der sich in der Vergangenheit 
gerade in dieser Beziehung durchaus bewährt 
hat. Mit der vorgesehenen Verteilung der Ge- 
schäftsanteile erhält keiner der Gesellschafter 
für sich allein die absolute Mehrheit. Der Bund 
behält die sogenannte Sperrminderheit, wodurch 
unter anderem verhindert wird, daß die Bestim- 
mungen der Satzung über den Beirat gegen den 
Willen des Bundes geändert werden. 

Durch die getroffenen Vereinbarungen ist eine 
angemessene Vertretung des Bundes im Auf- 
sichtsrat durch zwei Mitglieder auch in Zukunft 
gewährleistet. Das Erfordernis der Zustimmung 
zur Veräußerung von Geschäftsanteilen sichert 
alle Gesellschafter, d. h. auch den Bund, gegen 
eine unerwünschte Veränderung in der Zusam- 
mensetzung der Gesellschafter. 
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Anlage 2 




Deutsche Wochenschau 

GmbHr Hamburg 



Bilanz zum 31. 

März 1958 



Aktiva 





Abgänge Abschreibungen 

Stand am 

31. März 1958 

Anlagevermögen 




Maschinen und maschinelle Anlagen 



53 680,88 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 



188 666,03 

Musik-Archiv 



3 748,80 

Bild-Archiv 



18 085,11 

Wochenschau-Archiv 



1,— 

Wochenschau „Welt im Bild" 



264 181,82 

50 000,— 




314 181,82 

Umlaufvermögen 




Rohfilmmaterial * 


78 104,29 


Altfilmmaterial 


19 350,04 


Halbfertigfilme 


6 246,89 


noch nicht abgespielte Wochenschauen 


26 400,— 


Forderungen auf Grund von Warenlieferungen 
und Leistungen 


•822 842,53 


Wechsel 


— 


Schecks 


133,33 


Kassenbestand einschließlich Postscheckguthaben 


6 280,56 


Bankguthaben 


1 707 511,23 


Sonstige Forderungen 

langfristig 

27 865,— 



kurzfristig 

37 446,73 

65 311,73 

2 732 180,60 

Posten, die der Rechnungsabgrenzung dienen . . 



32 602,23 




3 078 964,65 

Passiva 





Stammkapital . 

Freie Rücklage 

Wertberichtigungen zu Posten des Umlaufsver- 
mögens 

Rückstellungen für ungewisse Schulden 

Verbindlichkeiten 

Anzahlungen von Kunden 

Verbindlichkeiten auf Grund von Warenliefe- 
rungen und Leistungen 

Sonstige Verbindlichkeiten 

Reingewinn 

Vortrag aus dem Vorjahr 

Jahresgewinn in 1957/58 bzw. 1956/57 


20 000 — 
480 000 — 

50 472,34 
867 962,69 


56 507,83 

56 587,16 113 094,99 


948 606,45 

598 828,18 1 547 434,63 

3 078 964,65 
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